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U AASCH AU

EWG-Verkehrspolitik im W artesaa l?

JDDrgen jDrenkhahn, H am bu rg

E\ ine gem einsdiaftlidie verkehrspolitisdie Konzep- 
itio n  ist heute nötiger denn je. Die Zölle zwischen 

den M itgliedstaaten der EWG sind zum überw iegen­
den Teil abgebaut, und die Beseitigung der restlichen 
Zollschranken wird 1968 vollzogen sein. In diesem 
Stadium der Integration kommt der anderen H aupt­
komponente, die die Palette der interregional aus­
tauschbaren Güter und Faktoren bestimmt, zuneh­
m ende Bedeutung zu. Gemeint sind die Preise für 
Transportleistungen. In den letzten Jahren ist aus 
Brüssel zwar eine Fülle von Gedanken zu verkehrs­
politischen Fragen publik geworden. Sie wurden auch 
in der breiteren Öffentlichkeit fast mit der gleichen 
Aufm erksam keit verfolgt wie die V ersudie einer ge­
meinsamen Agrarpolitik. Täuscht aber nicht die bisher 
von der EWG-Kommission und den Verkehrsm inistern 
entwickelte A ktivität über das tatsächlich Erreichte 
und dessen mögliche Tragweite hinweg?

DER GEGENW ÄRTIGE STAND DER EWG-VERKEHRSPOLITIK

Die große Bedeutung der Verkehrspolitik für die Ge­
samtwirtschaft und die Rolle des Verkehrs für die In­
tegration m ehrerer nationaler Räume werden immer 
w ieder von allen Seiten betont. So sollen durch v er­
kehrspolitische Entsdieidungen audi regional- und/ 
oder raum ordnungspolitisdie Ziele, wie etwa eine 
Abflachung des Wohlstandsgefälles zwisdien einzelnen 
Regionen, verfolgt werden. Zudem sind in einer w adi- 
senden W irtschaft ausreichende Transportkapazitäten 
und insbesondere ausreidiende Verkehrswege eine 
w iditige Voraussetzung für eine Ausdehnung des 
Handels sowie des Dienstleistungs- und Faktoraus­
tausches zwisdien den Ländern. Die Erhöhung der 
Faktorm obilitäten und eine durdi reditlidie Regelung 
einmal begründete Freizügigkeit und N iederlassungs­
freiheit blieben eine Utopie, solange n id it eine ge­
meinsame Verkehrspolitik als „Erfüllungsgehilfe" fun­
gierte. Eine Verbesserung der Arbeitsteilung und des 
Faktoreinsatzes im Verkehrssektor soll und kann

gleidizeitig eine Verbesserung des Faktoreinsatzes 
und der Arbeitsteilung in der Gesamtwirtschaft herbei­
führen.

Im wesentlichen hat eine gem einsdiaftlidie V erkehrs­
politik über drei Probleme zu befinden: über Tarifpoli­
tik, Kapazitätsregelungen und den Zugang zum Markt. 
Eine besondere und in den bisherigen Diskussionen 
hervorragende Rolle spielten stets tarifpolitische Fra­
gen. Dies hängt sidierlich mit der Erkenntnis zusam­
men, daß mit einer Integration einhergehend die öko­
nomischen Entfernungen, d. h. die Ausgaben für Trans­
portleistungen, geringer werden sollen. Die Erörterung 
der Tarifpolitik ha t jedodi jedesm al zu heftigen 
Auseinandersetzungen geführt. So sind erst jüngst die 
Gespräche der Verkehrsminister aus den M itglied­
staaten erneut in eine Sackgasse geraten. Nach wie 
vor stehen sich zwei Parteien gegenüber, denen es 
eigentlich um die Verfechtung ein und desselben 
Zieles geht. Nur über den W eg ist man sidi nicht einig. 
Beide Seiten wollen eine möglichst freie Preisbildung 
auf den Verkehrsmärkten. Die eine Seite, zu der vor 
allem die EWG-Kommission selbst gehört, unter­
streicht immer wieder, man wolle gemäß den Ziel­
setzungen und der Gesamtkonzeption des Vertrages 
von Rom auch im Verkehr die Preisbildung „soweit 
wie möglidi nadi den Grundsätzen des W ettbewerbs 
ausrichten“. Die andere, mehr „radikal-liberale" Seite 
bilden vor allem die N iederländer mit ihrer relativ 
freien Preisbildung auf den heimischen V erkehrs­
märkten. Aber audi Drittländer wie Österreich und 
die Schweiz, die beide auf Grund ihrer geographischen 
Lage nolens volens „Stille Teilhaber“ an der EWG- 
Verkehrspolitik sind, befürchten, daß die von der 
EWG-Kommission zunächst konzipierten M argentarife 
und die dann entwickelte Idee der Mindest- und 
Höchsttarife zu der Bildung von Festpreisen führten, 
die wie jedes Festpreissystem unwirtsdiaftliche Be­
triebe am Leben erhielten und einen tedinisch und 
organisatorisdi erforderlidien Konzentrationsprozeß 
verhinderten.
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Bisher widmeten sich die meisten Gespräche dem 
Güterverkehr. Doch nun gilt es auch, eine nicht un­
wesentliche Diskrepanz der Interessen zu überbrücken. 
Denn die Benutzer von G ü t e r  Verkehrsleistungen 
werden weiterhin für einen freien W ettbewerb plä­
dieren, weil sie sich davon niedrigere Transportpreise 
versprechen. Die Benutzer des P e r s o n e n  Verkehrs 
dagegen wollen keine freie Preisbildung und verlan­
gen staatliche Aufsicht und Kontrolle, weil sonst mit 
einem starken Ansteigen der Beförderungspreise zu 
rechnen sei. W ie wird man diese Frage lösen? W ird 
man etwa der Eisenbahn, die beide Transportarten 
durchführt, eine Mischkalkulation zugestehen?

Das, was bisher auf dem EWG-Parkett effektiv gesche­
hen ist, sind Verständigungen über mehr technische 
Probleme wie Angleichungen technischer Maße und 
Standardisierungen. Eine umfassende G esam tverkehrs­
politik, d. h. eine V erkehrspolitik auf der Basis einer 
verkehrspolitischen Gesamtschau, findet jedoch in 
Brüssel lediglich in Ansätzen statt. Meist werden nur 
einzelne V erkehrsträger oder nur die „traditionellen" 
Transportmittel Eisenbahn, Binnenschiff und Lkw be­
trachtet. So halten sidi die EWG-Gesprächspartner 
streng an die Buchstaben des Rom-Vertrages. Sie 
arbeiten bei ihren für die Praxis bestimmten Über­
legungen und Beratungen mit einem Model!, für das

die V erkehrsträger Nahluftverkehr, Küstensciiiffahrt, 
W erkverkehr und vor allem Rohrleitungsverkehr als 
Datum angesehen oder gesondert behandelt werden.

N O TW END IGE UND  M Ö G llC H E  LOSUNGEN

Bei den Zöllen hat m an zwischen einem Binnenzoll und 
der Erriditung eines gemeinsamen Außenzolls unter­
schieden. Die logische Konsequenz wäre, aucäi bei den . 
Preisen für Transportleistungen im Außenverhältnis 
gemeinsame Schritte zu unternehmen. Das hieße vor 
allem, eine gemeinsame See- und Luftschiffahrtspolitik 
zu betreiben.

Auch auf dem Gebiet der V erkehrswegeinvestitionen 
sind gemeinschaftliche Lösungen nötig und möglich. Denn 
die verkehrspolitischen Weichen für morgen werden 
mit den Investitionen für Autobahnen, Straßen, Eisen­
bahnbau, Flughäfen und W asserstraßen gestellt. Die 
Abstimmung und Finanzierung dieser Investitionen 
können in einem fortgeschrittenen Integrationsprozeß 
nicht mehr Angelegenheit der nationalen Volkswirt­
schaften und deren Budgets sein. Eine gemeinsame 
Finanzierung aus einem Verkehrswege-Investitions- 
fonds, etwa nach dem M uster des Agrarfonds, w äre 
eine sinnvolle Lösung. Denn z. B. der Ausbau und die 
Verbesserung des Straßennetzes kommt allen EWG- 
Ländern zugute, und eine stärkere Freizügigkeit im 
Lkw-Verkehr stellt ja  jedem  Angehörigen aus den 
M itgliedstaaten die Benutzung dieser gemeinsam 
finanzierten Bauten anheim.

Solche Probleme und auch die Frage einer Kommer­
zialisierung der Staatsbahnen sollten in der Zwischen­
zeit in Brüssel angepackt werden. Denn die Behand­
lung von Tariffragen wird man wohl — nicht zuletzt 
wegen der unmißverständlichen Haltung des franzö­
sischen M inisters Pisani — einstweilen zurückstellen 
müssen. Pisani will vorher oder zurnindest gleichzeitig 
eine Regelung der Kapazitätskontrollen und der H ar­
monisierung der W ettbewerbsbedingungen im w eite­
sten Sinne herbeigeführt wissen. H ier wird wieder 
klar, daß man vorerst keine gesamtverkehrspolitische 
Konzeption im Auge hat. Kapazitätskontrollen sind 
nur bei einigen V erkehrsträgern von Bedeutung, vor 
allem im Straßenverkehr und in der Binnenschiffahrt.

Eines Tages w ird man aus dem Gestrüpp von M argen­
tarifen, Mindest-, Höchst- und Referenztarifen unter­
schiedlicher Spannweite, mit und ohne Publikations­
pflicht, w ieder hervortauchen müssen. Man wird sich 
dann wohl auch auf die natürlichen Eigenarten der 
einzelnen V erkehrsträger mehr besinnen müssen, die 
eine Arbeitsteilung im Verkehr allein auf Grund des 
Preises zweifelhaft erscheinen lassen. Auf nationaler 
Ebene ist in verkehrspolitischen Fragen zur Zeit eine 
abwartende Haltung zu bemerken. Man w artet auf ein 
Signal aus Brüssel. Anfang Dezember wollen sich die 
Verkehrsminister der EWG-Staaten w ieder in der bel­
gischen Hauptstadt treffen. W ird man dann aus dem 
W artesaal heraustreten und sich mit dem TEE-Zug, 
der da heißt „Gemeinsame Verkehrspolitik", in raschem 
Tempo vorwärtsbewegen?
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